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Fachteil Werkverträge

Lars Stiefvater im Gespräch mit FleischMagazin 

„Ein drohendes Berufsverbot 
halte ich für vollkommen 
unangemessen“
Infolge der Corona-Infektionen an mehreren Schlachthöfen in Deutschland hat die Bundesregierung 
beschlossen, ab 1.1 2021 Werkverträge und Arbeitnehmerüberlassungen für das Schlachten und die Ver-
arbeitung in der Fleischwirtschaft zu verbieten. Das geplante „Arbeitsschutzprogramm für die Fleischwirt-
schaft“ sieht vor, dass die gesetzliche Vorgabe, nur noch eigenes Personal einzusetzen, für Unternehmen 
im Kerngeschäft Schlachtung und Verarbeitung gelten solle. Nach Schätzungen von Experten sind davon 
bundesweit 30.000 Jobs betroffen. Für Unternehmen im Werkvertrag und in der Arbeitnehmerüberlassung 
hätte dies fatale Folgen, denn diese sähen sich dann ihrer Geschäftsgrundlage entzogen. Fleischmagazin 
sprach mit Lars Stiefvater (53) von der Lars Stiefvater Unternehmensgruppe in Nürnberg über mögliche 
Folgen für das Unternehmen und für die gesamte Fleischbranche.

Fachteil Werkverträge

Lars Stiefvater gründete 2004 sein eigenes 
Unternehmen, das im Kern auf Werkverträge setzt. 
Inzwischen arbeitet Stiefvater mit allen großen 
Unternehmen der Wurstproduktion im Großraum 
Nürnberg bzw. in Bayern zusammen.
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Fleischmagazin: Herr Stiefvater, wie verlief 
die Corona-Krise in Ihrem Unternehmen ?

Lars Stiefvater: Als Teil der systemrelevanten 
Branche haben wir im Corona-Lockdown oh-
ne Einbußen oder Nachteile weitergearbeitet. 
Wir hatten, als die Krise aufkam, unsere Mit-
arbeiter rechtzeitig über den Umgang mit der 
Krankheit informiert und entsprechende Ver-
haltensregeln mit auf den Weg gegeben. Da-
her hat sich zum Glück anscheinend keiner 
unserer Mitarbeiter mit dem Virus infiziert.

Fleischmagazin: Was ist Gegenstand Ihres 
Unternehmens und wie setzt sich Ihr Personal 
zusammen ?

Stiefvater: Wir sind ein Unternehmen, das 
sich auf Zeitarbeit und Werkverträge im Be-
reich Füllerei, Verpackungs- und Konfektio-
nierungstätigkeiten in der Wurstproduktion 
spezialisiert hat. Wir haben aktuell über 300 
Beschäftigte aus rund 35 Nationen, z.B. aus 
Italien, Litauen und aus Afrika, aber auch aus 
Rumänien und Bulgarien. Wir vermitteln Ar-
beitnehmer im Rahmen der Arbeitnehmer-
überlassung. Dadurch, dass wir ausschließ-
lich sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
haben, haben unsere Arbeitnehmer grund-
sätzlich ihren Lebensmittelpunkt in Deutsch-
land und zahlen hier auch ihre Steuern.

Fleischmagazin: Sie haben sich in einem 
Appell an Bundesminister Heil gewandt. Da-
rin kritisieren Sie, dass das geplante „Arbeits-
schutzprogramm für die Fleischwirtschaft“ die 
Existenz Ihres Unternehmens und Ihrer Mitar-
beiter vernichtet. Ihr Unternehmen ist aber in 
der Konfektionierungs- und Verpackungsbran-
che tätig. Warum sind Sie von den geplanten 
gesetzlichen Änderungen betroffen ?

Stiefvater: Sollte das „Arbeitsschutzpro-
gramm“ mit den aktuell geplanten Änderun-
gen Anfang kommenden Jahres tatsächlich 
Gesetz werden, müsste ich mein Unterneh-
men schließen, weil davon auszugehen ist, 
dass dieses Verbot die gesamte Fleischwaren-
branche trifft. Werkverträge im Bereich der 
Fleischwarenindustrie wären dann grundsätz-
lich nicht mehr legal. Der Gesetzentwurf ist 
in der aktuellen Formulierung zwar unklar, es 
steht aber zu befürchten, dass die Tätigkeiten 
der Konfektionierung und Verpackung unter 
den Komplex „Verarbeiten“ fallen können.

Fleischmagazin: Welche Folgen hätte das für 
Ihr Unternehmen ?

Stiefvater: Sollte es dann also keine Werk-
verträge mehr in der gesamten Fleischbran-
che geben, erhielte ich ein Gewerbe- und 
Berufsverbot. De facto wäre mein Unterneh-
men dann zerstört. Ich bin ausschließlich in 
der Wurstwarenproduktion tätig, auf ande-
re Branchen ausweichen könnte ich nicht. 
Ich müsste mein Personal fristlos entlassen, 
300 Mitarbeiter und deren Familien stünden 
dann mit einem Schlag auf der Straße. Der 
Gedanke macht mich tief betroffen, weil ich 
als Arbeitgeber auch eine Verpflichtung mei-
nen Mitarbeitern gegenüber habe, die z.T. 
schon 10, sogar 15 Jahre in meinem Unterneh-
men angestellt sind.

Fleischmagazin: Was erregt, was ärgert Sie an 
dieser Situation, neben der Tatsache drohen-
der Arbeitslosigkeit ?

Stiefvater: Wir sind kein Schlachtbetrieb. Mit 
90 bis 95 der Themen, die in Folge der aufge-
deckten Skandale im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie und Massenunterkünften 
dubioser Subunternehmen aufgedeckt wurden, 
habe ich noch nicht einmal etwas zu tun, weil 
mein Geschäftsmodell ein grundsätzlich an-
deres ist. Dennoch werde ich als Unternehmer 
in Mitleidenschaft gezogen. Mich ärgert, dass 
hier die gesamte Branche über einen Kamm 
geschert wird. Es gibt eben nicht nur schwar-
ze, sondern auch weiße Schafe. Ich habe mein 
Unternehmen vorbildlich aufgebaut und führe 
es seit 2004 einwandfrei. Wir arbeiten nicht mit 
A1-Bescheinigungen und haben auch nie über 
die Entsendung gearbeitet. Unsere Mitarbeiter 
arbeiten in Voll- und Teilzeit und sind nach Ta-
rif und sozialversicherungspflichtig angestellt. 
Der Arbeitsschutz von der Aufsichtspflicht bis 
zu den Unfallverhütungsvorschriften ist in der 
Produktion vorbildlich gewährleistet. Als erster 
Personaldienstleister bundesweit sind wir von 
der Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und 
Gastgewerbe für die branchenspezifische Um-
setzung von Arbeitsschutzmanagementsyste-
men mit dem Gütesiegel „Sicher mit System“ 
ausgezeichnet worden. Seit 2014 haben wir je-
des Jahr diese Auszeichnung erhalten. Die Pra-
xis von Subunternehmen hat es bei uns noch 
nie gegeben. Es gibt einen Auftraggeber und 
einen Auftragnehmer, weitere Vermittlungen 
finden bei uns nicht statt.

»
Mich ärgert, dass 
hier die gesamte 
Branche über einen 
Kamm geschert 
wird. Es gibt eben 
nicht nur schwarze, 
sondern auch 
weiße Schafe.

Zur Person

Lars Stiefvater (53) 
hat eine handwerkliche 
Ausbildung als Gas- und 
Wasserinstallateur absol-
viert und wechselte nach 
vielen Berufsjahren 1997 
in die Personalleistungs-
branche. Dort begann er 
eine Tätigkeit in einem 
großen Zeitarbeitsunter-
nehmen in der Region 
Nürnberg. 2004 gründete 
Stiefvater mit der Lars 
Stiefvater Personalkon-
zepte GmbH sein eigenes 
Unternehmen, das im 
Kern auf Werkverträge 
setzt. Inzwischen arbeitet 
Stiefvater mit allen 
großen Unternehmen 
der Wurstproduktion im 
Großraum Nürnberg bzw. 
in Bayern zusammen. 
Im Schwerpunkt um-
fasst dies die Bereiche 
Füllerei, Verpackung, 
Konfektionierung und 
Kommissionierung.
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Fleischmagazin: Wie stehen Sie der Ein-
haltung von Tarif- und Mindestlöhnen 
gegenüber ?

Stiefvater: Die Einhaltung von Tariflöhnen 
bzw. Mindestlöhnen ist für uns eine Selbst-
verständlichkeit. Ich bin Kaufmann, und das 
Unternehmen trägt meinen Namen. Daher 
stehe ich auch für ordentliche Arbeit ein und 
wie viele andere meiner Branche auch als 
ein Arbeitgeber, der seine Arbeitnehmer als 
Menschen und Persönlichkeit respektiert. Ich 
räume ein, dass in Teilen der Branche akuter 
Handlungsbedarf besteht. Bestehende Miss-
stände gehören definitiv beseitigt. Problema-
tisch ist aus meiner Sicht, dass hier die Trans-
parenz fehlt. Wir wissen ja gar nicht, wie viele 
schwarze Schafe es tatsächlich gibt. Und auch 
ich spreche mich ganz klar gegen osteuropäi-
sche Drückerkolonnen aus. Aber die gesamte 
Branche unter einen Generalverdacht zu stel-
len, das kann und darf nicht sein.

Stiefvater: Werden Sie sich gegen das geplan-
te „Arbeitsschutzprogramm“ zur Wehr setzen ?

Stiefvater: Ja, definitiv. Ich bin wie viele an-
dere Unternehmer in der Personalvermitt-
lung auf verbandlicher Ebene in der AWZ, 
der Arbeitsgemeinschaft Werkverträge Zeitar-
beit, organisiert. Wir beabsichtigen, unseren 
Standpunkt energisch auf juristischer Ebene 
zu vertreten. Falls nötig, werden wir alle Ins-
tanzen durchlaufen, bis hinauf zum Bundes-
verfassungsgericht und den Europäischen 
Gerichtshof.

Fleischmagazin: Was ist Kern Ihrer Kritik, 
was das Muster Ihrer Argumentation ?

Stiefvater: Ein Verbot von Werkverträgen, 
und das ausschließlich in der Fleischbranche, 
verstößt unserer Meinung nach mehrfach ge-
gen hiesiges Verfassungs- und EU-Recht. Zum 
einen widerspricht es der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit. Zum anderen bedeutet es ein Be-
rufsverbot und ist unserer Meinung nach un-
verhältnismäßig. Zudem erkennen wir darin 
eine Ungleichbehandlung, denn auch Sicher-
heits- oder Reinigungsunternehmen, ja sogar 
die öffentliche Hand, nutzen Werkverträge, 
etwa bei der Vergabe der Pflege von Grünan-
lagen oder in der Beauftragung von Busunter-
nehmen im Öffentlichen Nahverkehr.

Fleischmagazin: Was spricht aus Ihrer Sicht 
für Werkverträge ?

Stiefvater: Werkverträge sind ein sehr flexi-
bles Instrument unseres Arbeitsmarktes, das 
in der Lage ist, Spitzen in der Branche, aber 
auch Positionen in der Wirtschaft, die schnell 
besetzt werden müssen, zügig und zuverlässig 
abzudecken. Rund 90 Prozent aller Unterneh-
men in Deutschland nutzen Werkverträge. 
Auch von Seiten der Bundesregierung gab 
es bis zur Corona-Krise und der Aufdeckung 
der Missstände in deutschen Schlachthöfen 
keinen Handlungsbedarf, an Werkverträgen 
etwas zu ändern. Er galt bislang als ein effek-
tives Werkzeug, um den Arbeitsmarkt und die 
Wirtschaft zu beleben. Nehmen Sie doch ein-
mal die Reinigungsbranche. Wer eine Putz-
hilfe zu Hause braucht kann entweder eine 
Reinigungsfirma beauftragen oder die Rei-
nigungskraft wie ein Arbeitgeber einstellen, 
mit allen unternehmerischen Risiken. Wenn 
es keine Werkverträge mehr gäbe, bliebe nur 

Zum 1. 1. 2021 sollen Werk-
verträge in der Fleischbranche 
der Vergangenheit angehören, 
zumindest plant dies 
die Bundesregierung um 
Hubertus Heil, Bundesminister 
für Arbeit und Soziales. 
Für Unternehmen in der 
Personalvermittlung könnte 
dies zur Folge haben, dass 
Werkverträge illegal werden 
und sie somit ihren Betrieb 
einstellen müssten. De facto 
entspräche dies einem 
Berufsverbot. Auch die Lars 
Stiefvater Unternehmens-
gruppe in Nürnberg wäre 
davon betroffen.
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noch die Alternative der Festanstellung. Das 
ist doch realitätsfern. Ich frage Sie, wer macht 
das denn, nur weil er ab und zu häusliche Un-
terstützung braucht ?

Fleischmagazin: Was halten Sie von dem 
kürzlich von Herrn Tönnies unterbreiteten 
Vorschlag, u.a. den Mindestlohn in der Fleisch-
branche auf 12 Euro anzuheben ?

Stiefvater: Das halte ich auf jeden Fall für ei-
nen guten Vorschlag. Man kann immer darü-
ber diskutieren, dass Löhne steigen müssen. 
Da rennt man bei mir offene Türen ein. Den 
in der Fleischbranche derzeit geltenden Min-
destlohn von 9,35 Euro auf 12 Euro zu erhö-
hen, bedeutet eine Steigerung von 25. Das 
bekäme ja noch nicht einmal die Pilotenge-
werkschaft für ihre Branche hin.

Fleischmagazin: Herr Tönnies sprach kürz-
lich auch die Befürchtung aus, dass die 
Schlachthöfe und die Zerlegebetriebe bei 

neuer Gesetzeslage ab 2021 ins europäische 
Ausland, insbesondere nach Osteuropa, ab-
wandern könnten. Wie ist Ihre Meinung 
dazu ?

Stiefvater: Das könnte durchaus eine mögli-
che Entwicklung sein. Das würde jedoch ei-
nen sehr großen Verlust von Arbeitsplätzen 
in Deutschland bedeuten und auch die Tier-
transporte erheblich verlängern. Das würde 
sich auch fatal für deutsche Bauern und für 
deutsche Mastbetriebe auswirken. Letztere 
müssten dann ebenfalls ins Ausland gehen. 
Mir persönlich ist es aber lieber, wenn das 
Schwein in Deutschland geschlachtet wird.

Fleischmagazin: Wenn die Schlachthöfe ins 
Ausland abwandern, würden Sie Ihr Unter-
nehmen ebenfalls ins Ausland verlagern be-
vor Sie es ganz schließen müssten ?

Stiefvater: Darüber zu spekulieren ist zum 
aktuellen Zeitpunkt noch verfrüht. Sollte es 
aber hart auf hart kommen und sollte ich da-
zu gezwungen sein, werde ich zum gegebe-
nen Zeitpunkt darüber nachdenken.

Fleischmagazin: Was würden Sie zur Lösung 
des aktuellen Problems vorschlagen ?

Stiefvater: Es sollten sich alle an einen Tisch 
setzen, Bundesminister Heil eingeschlossen, 
und nach sachlicher Diskussion gemeinsam 
einen Zehn-Punkte-Plan entwickeln, der zur 
Grundlage einer gesetzlichen Neuregelung 
werden könnte. Dieser sollte dann Werkver-
träge realistisch darstellen und kein falsches 
Bild von Werkverträgen zeichnen, wie dies 
z.T. von den Gewerkschaften oder auch von 
Seiten mancher Medien in emotionsaufge-
ladener Berichterstattung dargestellt wird. 
Ich räume sehr wohl ein, dass es Sachgebie-
te in der Branche gibt, die neu geregelt wer-
den müssen, wo es akuten Handlungsbedarf 
gibt. Man kann durchaus auch über höhere 
Löhne und bessere Unterbringungsmög-
lichkeiten sprechen, auch über das Verbot 
der Weitervergabe von Subunternehmen an 
weitere Subunternehmen. Die Diskussion 
müsste zur Vermeidung von Wettbewerbs-
verzerrungen dann aber auch in anderen 
Branchen geführt werden. Aber ein drohen-
des Berufsverbot halte ich für vollkommen 
unangemessen.  beh

»
Ein Verbot von 
Werkverträgen, 
und das ausschließ-
lich in der Fleisch-
branche, verstößt 
unserer Meinung 
nach mehrfach 
gegen hiesiges 
Verfassungs- und 
EU-Recht.
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Fleischwirtschaft, Corona-Krise und Werkverträge

Geplantes Verbot 
widerspricht EU-Recht
Ein Beitrag von Rechtsanwalt Prof. Dr. Hansjürgen Tuengerthal

I m Kundenpapier von Aldi „Mei-
ne Woche“ wurden und werden 
regelmäßig, u.a. für die Woche ab 

18.05.2020, angeboten: Putenschnitzel, 
Rumpsteaks und verschiedene Wurst-
sorten als besondere Leistung der Wo-
che. All dies läuft, wie auch bei anderen 
Discountern und Supermärkten ne-
ben dem umfangreichen Fleisch- und 
Fleischwarenangebot. Daran hat sich 
bisher, auch in der Corona-Krise, nichts 
geändert.

Das scheint so selbstverständlich, dass 
darüber kein Wort verloren wird. Aber 
wären positive Worte darüber nicht 
durchaus angebracht ? Denn es könnte 
auch anders gehen, wie wir am Beispiel 
USA sehen. Dort zwingt Donald Trump 
mit einem Notstandsgesetz die Mitar-
beiter von Corona-bedingt geschlosse-
nen Schlachthöfen, die Arbeit wieder 
aufzunehmen – obwohl diese um ihre 
Gesundheit fürchten.

Wie anders ist doch die Situation bei 
uns: Die Fleischwirtschaft versorgt von 
Anfang an, ohne Unterbrechung mit 
dem Einsatz aller wie eben auch den 
Werkarbeitnehmern die Konsumenten 
zuverlässig weiter.

Dabei steht die Fleischwirtschaft insbe-
sondere deshalb schon seit einiger Zeit 
in der Diskussion, weil in dieser Branche 
von der EU-weit anerkannten Dienst-
leistungsfreiheit Gebrauch gemacht 
wird – viele Arbeiten werden von Mitar-
beitern übernommen, die einem ande-
ren EU-Mitgliedsstaat angehören.

Die Fleischwirtschaft ist wegen feh-
lender deutscher Mitarbeiter darauf 

angewiesen, Arbeitnehmer aus den zur 
EU gehörenden Nachbarländern zu be-
schäftigen. Theoretisch und rechtlich 
wäre es durchaus möglich dies unmit-
telbar zu tun, da zwischenzeitlich Ar-
beitnehmerfreizügigkeit gilt. Es schei-
tert jedoch häufig an nicht vorhandenen 
Kenntnissen der deutschen Sprache. 
Daher wird auf die Dienstleistungsfrei-
heit innerhalb der EU zurückgegriffen: 
Die deutschen Unternehmen arbeiten 
mit ausländischen Werkunternehmen 
zusammen, deren Verantwortliche über 
die notwendigen Sprachkenntnisse ver-
fügen. Die Angestellten des Werkunter-
nehmens kommen also aus dem Hei-
matland mit einem Leiter und Vorarbei-
tern nach Deutschland und werden hier 
für ein deutsches Unternehmen tätig.

Es leuchtet ein, dass wenn beispiels-
weise ein rumänisches Unternehmen 
auf dieser Basis hier in Deutschland 
tätig wird, die Unterbringung dieser 

Arbeitnehmer für beide Unternehmen – 
das deutsche Auftragsunternehmen und 
das rumänische Werkunternehmen – 
ein nicht leicht zu lösendes Problem ist. 
Da die Werkarbeitnehmer ihren Haupt-
wohnsitz im Heimatland behalten, be-
darf es einer angemessenen Unterbrin-
gung in der Nähe ihres Einsatzbetriebs. 
Diese zu organisieren ist nicht leicht, 
zumal fleischwirtschaftliche Betriebe 
sich häufig im ländlichen Gebiet nahe 
der Viehproduktion befinden, wo ent-
sprechende Unterkünfte nicht vorhan-
den sind.

Dem Verfasser sind gelungene Lösun-
gen des Unterbringungsproblems be-
kannt, die den Forderungen an sachge-
rechte Unterkünfte entsprechen. In den 
Medien werden allerdings in der letzten 
Zeit Zustände angesprochen, die diesen 
Eindruck nicht wiedergeben.

In der „Süddeutschen Zeitung“ vom 
10.05.2020 ist unter dem Stichwort „Not-
stand im Hamburger-Land“ hinsichtlich 
der in den Schlachthöfen in den USA 
auftretenden Corona-Fälle zu lesen: „Die 
hohen Infektionszahlen haben zum ei-
nen mit den Arbeitsbedingungen in den 
Schlachthöfen zu tun. Hunderte, oft tau-
sende Arbeitnehmer stehen Schulter 
an Schulter nebeneinander an Fließ-
bändern und zerschneiden Schweine, 
Rinder oder Geflügel. Die Arbeit ist an-
strengend, und es ist für die Mitarbeiter 
unmöglich, den empfohlenen Sicher-
heitsabstand von zwei Metern zu den an-
deren Arbeitnehmern zu halten. Zudem 
begünstigt die kühle Temperatur und der 
ständige Luftaustausch in den Gebäu-
den die Verbreitung des Virus“. Also auch 
ohne die besondere Wohnsituation der 

Prof. Dr. Hansjürgen Tuengerthal, 
Rechtsanwalt, Arbeitsgemeinschaft 
Werkverträge Zeitarbeit (AWZ)
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Werkarbeitnehmer besteht für die in der 
Fleischwirtschaft tätigen Arbeitnehmer 
ein besonderes Corona-Risiko.

Hinzu kommt noch das Zusammenle-
ben. Selbst wenn es in angemessenen 
Unterkünften mit einer oder zwei Per-
sonen in einem Raum mit gemeinsa-
mer Küche erfolgt, begegnen sich die 
im Hause oder auf einer Etage unter-
gebrachten Personen. Diese Situation 
führt zu einer leichteren Verbreitung 
und zusätzlichen Ansteckung mit Coro-
na-Viren. Die in letzter Zeit bei auslän-
dischen Werkarbeitnehmern festgestell-
ten Corona-Fälle sind äußerst bedauer-
lich. Da sie, wie dargestellt, aber auch in 
ganz normalen Unterkünften auftreten 
können – die deutschen Vorschriften 
entsprechen – lässt sich daraus nicht 
schlüssig die Forderung von Minister 
Heil „Schluss mit den Werkverträgen“ 
ableiten, worauf in der „Süddeutschen 
Zeitung“ vom 19.05.2020 abgestellt wird. 
Auf den Minister bezogen, wird dort 
ausgeführt: „Künftig soll das Schlach-
ten und die Verarbeitung von Fleisch in 
Betrieben der Fleischwirtschaft … nur 
noch von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern des eigenen Betriebs zu-
lässig sein.“

Diese angedachte Regelung – die ih-
rerseits verfassungsrechtlich wie auch 
europarechtlich undenkbar ist – leidet 
noch dazu unter der offenen Frage, wo 
der potenzielle Gesetzgeber die einsatz-
bereiten deutschen Arbeitnehmer für 
die angesprochene Tätigkeit herneh-
men will, wenn die Werkarbeitnehmer 
aufgrund ihrer mangelnden deutschen 
Sprachkenntnis sich nicht in der Lage 
sehen, in einem deutschen Betrieb als 
Arbeitnehmer zu arbeiten.

Es leuchtet ein, dass aus der Sicht der 
Verwaltung gerade nach den bekannt 
gewordenen negativen Ergebnissen 
der Untersuchung von Arbeits- und 
Sozialminister Laumann aus Nord-
rhein-Westfalen ein „besserer Arbeits-
schutz“, insbesondere in Bezug auf die 
tätig werdenden Werkarbeitnehmer 
gefordert wird, wie es in der „Rhein-
pfalz“ vom 11.05.2020 und auch sonst 
generell in der Presse heißt. Dafür hat 
jeder Verständnis. Aber das in diesem 
Zusammenhang, völlig im Interesse 
der Gewerkschaften, von Minister Heil 
geforderte Verbot von Werkverträgen 
in der Fleischwirtschaft kann nicht als 
rechtlich ernst gemeinter Vorschlag ei-
nes Ministers, der den Gewerkschaften 

nahesteht, geschweige denn vom Koali-
tionspartner angenommen werden.

In Artikel 12 Abs.1 Grundgesetz wird die 
berufliche Tätigkeit ausdrücklich ge-
schützt. Auf diese Regelung können sich 
auch EU-Ausländer, und das ist auch 
EU-rechtlich geboten, berufen. Im vor-
liegenden Fall ist durch das vorgesehe-
ne Verbot die Berufswahl der deutschen 
und ausländischen fleischwirtschaft-
lichen Werkunternehmer unmittelbar 
betroffen. Kein Zweifel besteht darüber, 
dass das Verbot jeglicher werkvertrag-
licher Tätigkeit in Betrieben der deut-
schen Fleischwirtschaft jenen Werkun-
ternehmen, die sich hierauf speziali-
siert haben, dem von ihnen gewählten 
Beruf die Basis entzieht und somit von 
Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz 
nicht gedeckt ist. Da von dem Verbot 
in erster Linie Unternehmer aus ande-
ren EU-Ländern betroffen sind, verstößt 
das angesprochene Verbot auch massiv 
gegen die in Artikel 56 AEUV geschützte 
Dienstleistungsfreiheit sowie die in Ar-
tikel 16 der Grundrechtscharta der EU 
geschützte unternehmerische Freiheit.

Nicht unerwähnt soll bleiben, dass na-
türlich für alle Betroffenen die in Artikel 
2 Grundgesetz geschützte Vertragsfrei-
heit und die in Artikel 14 Grundgesetz 
angesprochene Eigentumsfreiheit tan-
giert wird.

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass 
Maßnahmen zur Sicherstellung sach-
gerechter Verhältnisse beim werkver-
traglichen Einsatz der deutschen Werk-
unternehmen und solchen aus anderen 
EU-Ländern verständlich sind, dass 
aber das vorgesehene Verbot verfas-
sungswidrig, EU-widrig und in jedem 
Fall unverhältnismäßig ist.

Anm. der Redaktion: 
Der Aufsatz von 
RA Prof. Dr. Hansjürgen 
Tuengerthal wurde gekürzt gedruckt. 
Der Original-Beitrag kann unter 
info@werkvertrag-zeitarbeit.de 
angefordert werden.

Werkverträge
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Fachteil Werkverträge

Verband der Fleischwirtschaft

Beschluss zu Werkvertragsregelung höchst fragwürdig
Der Verband der Fleischwirtschaft unter-
stützt die vom Bundeskabinett vorgese-
henen Ergänzungen zum Arbeitsschutz, 
wehrt sich jedoch gegen das angekündigte 
Verbot von Werkverträgen. Dies sei keine 
Arbeitsschutzmaßnahme und hinsichtlich 
der gewünschten Wirkungsweise sowie der 

gesetzlichen Umsetzbarkeit in Frage zu stel-
len. Das Verbot von Werkverträgen zur Er-
ledigung bestimmter Tätigkeiten in Fleisch-
betrieben, die eine bestimmte Größenord-
nung überschreiten, sei eine willkürliche 
Diskriminierung, stellt der Verband fest. Es 
bleibe daher abzuwarten, wie dies in einem 

Gesetz umgesetzt werden soll und ob eine 
solche Regelung Bestand haben kann. Der 
VDF hatte Bundeskanzlerin Merkel und ih-
ren Fachministern zuvor einen 5-Punkte-
Plan vorgelegt, wie die in Kritik stehenden 
Bedingungen verbindlich und bundesein-
heitlich geregelt werden können.

Der 5-Punkte-Plan

Abschaffung der A1-Regelung 
Sofortige Abschaffung der Beschäftigung auf Basis 

der A1-Regelung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes in der 
gesamten Fleischwirtschaft (Schlachtung, Zerlegung, Ver-
arbeitung). Begründung: Eine Beschäftigung ohne deutsche 
Regelung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall ermutigt 
dazu, krank zur Arbeit zu kommen und erkrankte Beschäf-
tigte in ihr Heimatland zurückzuschicken. Alle Beschäftigten 
sollen nur auf Basis deutschen Sozialversicherungsrechts 
angestellt werden. Dieser Ansatz sollte für weitere Branchen 
geprüft werden.

Per Gesetz vorgeschriebene Unterbringung 
Die im Verhaltenskodex der Fleischwirtschaft vorgese-

henen Regelungen für die Unterbringung von Werkvertrags-
arbeitnehmern sollten per Bundesgesetz für alle verpflich-
tend vorgeschrieben werden.

Feste Standards für Unterbringung 
Der Verband der Fleischwirtschaft ist darüber hinaus 

bereit für Gespräche mit dem Gesetzgeber, um die freiwillig 
umgesetzten Unterbringungsregeln für Werkvertragsarbeitneh-
mer im Detail zu schärfen (z. B. hinsichtlich max. Belegung von 
Wohnungen, Ausstattung etc.).

Kontrolle der festgelegten Standards 
Prüfungsrecht und -pflicht für den Auftraggeber 

gegenüber dem Werkvertragsunternehmen in Bezug auf die 
Einhaltung der Wohnstandards sollten gesetzlich ermöglicht 
und klar geregelt werden.

Kontrolle der Arbeitszeiten 
Eine ebenso eindeutige gesetzliche Vorgabe sollte 

für ein Prüfungsrecht des Auftraggebers zur Einhaltung der 
Arbeitszeiten von Werkvertragsarbeitnehmern geschaffen 
werden. Sowie auch die Verpflichtung dazu.

1
3

4
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Mecklenburg-Vorpommern

Fleischverarbeiter unterzeichnen freiwillige Selbsterklärung
Sieben Fleischverarbeiter des Bundeslan-
des haben eine freiwillige Selbsterklärung 
unterzeichnet. Die Unternehmen einigen 
sich damit auf ein Konzept zur Bewältigung 
der hohen Anforderungen angesichts der 
Covid-19-Pandemie. Es unterliegt der stän-
digen aktuellen Prüfung der Gesamtsitua-
tion in Deutschland und insbesondere im 
Bundesland Mecklenburg-Vorpommern. 
Agrarminister Dr. Till Backhaus begrüßte 

die Erklärung der größten Unternehmen 
der Schlacht- und Fleischverarbeitung im 
Land, die unter Federführung der Mar-
ketinggesellschaft der Agrar- und Ernäh-
rungswirtschaft Mecklenburg-Vorpom-
mern (AMV) erarbeitet worden ist. Darin 
geht es sowohl um die Einhaltung erhöh-
ter Hygienestandards und die Kontrolle 
des Gesundheitszustandes der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter als auch um die 

Vermeidung von betrieblicher Fluktuation 
und die Unterbringung der Mitarbeiter.

Das Papier wurde von Die Rostocker 
Wurst- und Schinkenspezialitäten, Blö-
mer Fleisch, Fleischwerk Edeka Nord, LFW 
Ludwigsluster Fleisch und Wurstspeziali-
täten, Mecklenburger Landpute, Danish 
Crown Teterower Fleisch sowie Plukon 
Brenz unterzeichnet.
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Bundesverband der Deutschen Fleischwarenindustrie

Wir brauchen Lösungen, keine Hetze
BVDF-Präsidentin Sarah Dhem hält es für 
sinnvoll, in der aufgeheizten Debatte um 
die Werksarbeiter zu differenzieren, genau 
hinzuschauen und gemeinsam Lösungen 
zu erarbeiten. Denn nur so können positive 
Veränderungen ermöglicht werden.

„In den letzten Wochen leisteten unsere 
meist mittelständischen Familienbetriebe 
gemeinsam mit ihren Mitarbeitern einen 
unermüdlichen Einsatz, um auch in den 
akuten Corona-Zeiten Wurst- und Fleisch-
waren von höchster Qualität unter nach-
haltigen und sicheren Bedingungen herzu-
stellen“, erklärt Sarah Dhem. „Als system-
relevante Branche mussten wir unserem 
Versorgungsauftrag gerecht werden, unge-
achtet des bundesweit angeordneten Shut-
downs. Unsere Mitarbeiter waren dabei, 
wie auch die Verkäufer im Einzelhandel, ei-
nem erhöhten Infektionsrisiko ausgesetzt. 
Darum haben wir in den Betrieben neben 
den grundsätzlich extrem hohen Hygie-
nestandards viele weitere Maßnahmen 

ergriffen, um unsere Mitarbeiter bestmög-
lich zu schützen. Das jetzige pauschale 
Fleisch-Bashing, das auch auf unsere Be-
triebe übertragen wird, ist für uns daher 
umso unverständlicher, vor allem, wenn es 
im Grunde um andere Missstände geht, die 
auch wir deutlich verurteilen.“

Der BVDF mahnt, es sei wichtig, dass die 
Unternehmen sich ihrer Verantwortung 

bewusst werden und diese nicht an Sub-
unternehmer abschieben. „Als Unterneh-
mer muss ich mich kümmern, diesen ethi-
schen Anspruch an uns selber müssen wir 
haben“, appelliert Dhem. Dort wo Miss-
stände herrschen, müssen diese aufgeklärt 
und beseitigt werden. Es braucht zukünftig 
klare Regelungen, die bundesweit einheit-
lich sind.

Das gemeinsame Ziel müssen alle Akteure 
der Branche – Politik, Produzenten, Verar-
beiter, Handel und Konsumenten – dabei 
dringend im Auge behalten: gute Arbeits-
bedingungen, sichere Produkte, größere 
Wertschätzung für heimische Lebensmit-
tel und maximaler Gesundheitsschutz. Es 
wird Zeit, miteinander zu sprechen, statt 
übereinander herzuziehen. Der BVDF ruft 
seit Monaten zu einem New Deal auf. Run-
de Tische und gemeinsame Lösungsfin-
dungen versprechen mehr Erfolg und wir-
ken nachhaltiger, als pauschales Branchen-
Bashing, appelliert der Verband.

Nun also doch: Nach den vielen Fällen 
von Corona-Infizierten in deutschen 
Schlachtbetrieben mit über 1.500 Infizier-
ten am Hauptsitz in Rheda-Wiedenbrück 
(Stand: 23.06.20) und Lockdown im Kreis 
Gütersloh hat Tönnies seinen Worten 
Taten folgen lassen und kündigte nun an, 
mit sofortiger Wirkung bis zum 1. Januar 
2021 Werkverträge in allen Kernberei-
chen der Fleischgewinnung abzuschaf-
fen und Mitarbeiter direkt einzustellen. 
Außerdem soll zügig ausreichender und 
angemessener Wohnraum für die Be-
schäftigten der Unternehmensgruppe an 
den Standorten geschaffen werden, heißt 
es von Seiten des Unternehmens.

Offenbar war dem Branchenprimus der 
öffentliche Druck zu groß geworden. Das 
Unternehmen räumt sogar selbst ein, es 
habe zuletzt an der gesellschaftlichen 
Akzeptanz gefehlt. Die sei aber nötig, um 
in Deutschland auch in Zukunft noch 
Fleisch zu produzieren.

Dieser Schritt von Tönnies ist zweifellos 
konsequent und dürfte ihm durchaus 
auch verloren gegangenen Respekt 
zurückbringen. Offenbar will er den ge-
setzlichen Neuregelungen in der Branche 
zum Jahreswechsel zuvorkommen. Dass 
Tönnies dabei im Kern die Forderun-
gen erfüllt, für deren Nichteinhaltung er 

zuvor massive Kritik einstecken musste, 
machen deutlich, wie sehr der Unterneh-
mer die öffentliche Akzeptanz als höher 
einstuft als finanzielle Verluste und zu-
künftige Mehrinvestitionen für mehr fest 
eingestelltes Personal.

Ob von der Entscheidung Signalwirkung 
für die Branche insgesamt ausgeht ? Bei 
Redaktionsschluss kündigten bereits wei-
tere Unternehmen an, ihre über Werkver-
träge beschäftigten Mitarbeiter in feste 
Anstellungsverhältnisse zu übernehmen. 
Werden weitere Unternehmen folgen ?

Persönlich be(h)notet

Tönnies: Der öffentliche Druck  
war wohl zu groß geworden

Kommentar 
von Olaf Behnel

Sarah Dhem, Präsidentin des 
Bundesverbandes der Deutschen 
Fleischwarenindustrie
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